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Dr. Klaus-Bernd Fischer, Abogado, Madrid

Das spanische Gesetz 3/2009 �ber strukturelle
�nderungen der Handelsgesellschaften

Im spanischen Staatsanzeiger (Bolet�n Oficial del
Estado [B.O.E.]) vom 4. 4. 2009 ist das Gesetz 3/
2009 vom 3. April �ber strukturelle �nderungen der
Handelsgesellschaften in Spanien ver�ffentlicht wor-
den. Gem�ß seiner Pr�ambel stellt dieses Gesetz
einen weiteren Schritt im fortlaufenden Bestreben
zur Verbesserung des Rechts der Handelsgesell-
schaften dar, da sich dieses in einem Prozess der
st�ndigen Entwicklung befinde. Das Gesetz erm�ch-
tigt die Regierung, dass innerhalb eines Jahres in
einem konsolidierten Text die sog. „Ley de Socieda-
des de Capital“ (Gesetz �ber Kapitalgesellschaften)
verabschiedet werden soll. Der folgende Beitrag
stellt die wesentlichen Regelungen des Gesetzes 3/
2009 vor.

I. Pr�ambel: Hintergrund des Gesetzes

Zun�chst wird in der Pr�ambel dargelegt, dass dem wach-
senden Internationalisierungsprozess der Unternehmen ge-
n�ge getan werden muss und insbesondere die Wirksamkeit
des EU-Marktes zu garantieren sei, weshalb nunmehr durch
das Gesetz die Umsetzung verschiedener EU-Richtlinien er-
folge1. Das Gesetz soll insbesondere auch dazu dienen, die
grenz�berschreitenden Fusionen innerhalb der EU, die einen
besonderen Grad an Schwierigkeit aufweisen, zu vereinheit-
lichen, wobei es gleichzeitig einen Schritt weiter geht und
seine Regelung nicht nur auf den EU-Bereich beschr�nkt,
sondern auch die Verschmelzungen spanischer Gesellschaf-
ten mit solchen außerhalb der EU mit einschließt.

Außerdem wird in der Pr�ambel besonders darauf hingewie-
sen, dass erstmalig im spanischen Recht die Sitzverlegung
von spanischen Handelsgesellschaften ins Ausland sowie
von ausl�ndischen Handelsgesellschaften nach Spanien ge-
regelt wird, um die gesellschaftsrechtliche Mobilit�t zu er-
leichtern. In Spanien ist zwar durch das Gesetz 19/2005 vom
14. 11. 20052 die Europ�ische Aktiengesellschaft mit Sitz in
Spanien geregelt worden3; es soll jetzt aber das bisher grund-
legende Element der Bindung an das Gesetz des jeweiligen
Sitzstaates weitgehend ge�ndert werden, und demzufolge
wird ein konkretes �berwachungssystem f�r den Schutz der
Gesellschafter und der Gl�ubiger vorgesehen.

Ferner liegt die Bedeutung des Gesetzes insbesondere in der
Vereinheitlichung und Erweiterung der im Gesetz vorgese-
henen „Struktur�nderungen“ (modificaciones estructura-
les), worunter diejenigen �nderungen einer Gesellschaft
verstanden werden, die �ber die bloßen satzungsm�ßigen
�nderungen hinausgehen, da sie die Verm�gens- oder Ge-
sellschafterstruktur der Gesellschaft betreffen, was sich auf
die Umwandlung, die Verschmelzung, die Ausgliederung
und die Globalzession der Aktiva und Passiva bezieht. Was
die Umwandlung der Handelsgesellschaften betrifft, die bis-
her sowohl durch das – aus dem Jahr 1989 stammende und
daher nun schon �ltere – spanische Aktiengesetz4 als auch
durch das – aus dem Jahr 1995 stammende, etwas neuere –
Gesetz �ber Gesellschaften mit beschr�nkter Haftung5 gere-

gelt ist, soll der Umwandlungsvorgang eindeutig auf eine
neue Grundlage gestellt und �berdies der Umfang der m�g-
lichen Umwandlungen erweitert werden.

Ebenfalls sei auf die neuen Regelungen zur Globalabtretung
der Aktiva und Passiva Bezug genommen6, die bislang nur
f�r den Vorgang der Gesellschaftsabwicklung vorgesehen
war und dem neuen Gesetz zufolge – wie noch erkl�rt wer-
den wird – als Instrument zur �bertragung des Unterneh-
mens insofern eingesetzt werden kann, als die Gesamt-
rechtsnachfolge in Form der gesamten Verm�gens�bertra-
gung erm�glicht wird.

Außerdem er�ffnet – den Gesetzesmotiven zufolge – die
Umsetzung der Richtlinie hinsichtlich grenz�berschreiten-
der Verschmelzungen die M�glichkeit, die augenblicklich
geltenden Rechtsinstitute der Verschmelzung (Fusi	n) und
der Ausgliederung (Escisi	n) einer Pr�fung zu unterziehen7,
die Normen der bereits genannten Richtlinien in das spani-
sche Recht zu �bernehmen und neue Regeln f�r die �ber-
nahme einer insgesamt beherrschten Gesellschaft sowie
auch einer solchen, die zu 90% beherrscht wird, festzulegen.
Ferner erfolgen auch Neuregelungen in Bezug auf die Auf-
l�sung einer Gesellschaft durch �bertragung des Verm�-
gens als Ganzes. Was konkret die Ausgliederung betrifft, so
sei darauf hingewiesen, dass jetzt sowohl die gesamte als
auch die teilweise Ausgliederung geregelt wird, ebenso wie
die �bertragung als Ganzes, eines Teils oder mehrerer Teile
des Gesellschaftsverm�gens an eine andere, neu zu gr�n-
denden Gesellschaft gegen Aush�ndigung von Aktien, An-
teilen oder Beteiligungen jener Gesellschaft.

Allgemein sei hervorgehoben, dass zwar bei diesen gesell-
schaftsrechtlichen Vorg�ngen vom Modell der Kapitalge-
sellschaft ausgegangen wird, es sich aber dennoch um eine
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1 Richtlinie 2005/56/EG des Europ�ischen Parlaments und des Rates vom
26. 10. 2005 (ABlEU L 2005/2670) bez�glich grenz�berschreitende Fu-
sionen und Kapitalgesellschaften; Richtlinie 2006/68/EG des Europ�i-
schen Parlaments und des Rates vom 6. 9. 2006 (ABlEU L 2006/2091),
gem�ß welcher die Richtlinie 77/91/CEE des Rates in Bezug auf die
Gr�ndung einer Aktiengesellschaft sowie der Kapitalerhaltung und �n-
derung derselben ge�ndert wird. Ebenso erfolgt mit dem Gesetz 3/2009
die Umsetzung der Richtlinie 2007/63/EG des Europ�ischen Parlaments
und des Rates vom 13. 11. 2007 (ABlEU L 2007/1907), gem�ß welcher
die Richtlinien 78/855/EWG (ABlEU L 1978/344) und 82/891/EWG
(ABlEU L 1982/617) des Rates in Bezug auf die Notwendigkeit der Vor-
lage des Berichts eines unabh�ngigen Sachverst�ndigen bei Fusionen
oder Ausgliederung von Aktiengesellschaften ge�ndert werden.

2 B.O.E. Nr. 273 vom 15. 11. 2005.
3 Einf�gung eines neuen Kapitels XII, Art. 312–338 (�ber die Europ�i-

sche Aktiengesellschaft) in das spanische Gesetz �ber Aktiengesell-
schaften (K�nigliches Legislativdekret 1564/1989 vom 22. 12. 1989).

4 Real Decreto Legislativo 1564/1989 vom 22. 12. 1989, B.O.E. Nr. 310
vom 27. 12. 1989, berichtigt in B.O.E. Nr. 28 vom 1. 2. 1990.

5 Ley 2/1995 vom 23. 3. 1995, B.O.E. Nr. 71 vom 24. 3. 1995.
6 Dieser Vorgang war bislang ausdr�cklich nur im Art. 117 des spanischen

GmbH-Gesetzes (Ley de Sociedades de Responsabilidad Limitada, Ley
2/1995 vom 23. 3. 1995, B.O.E. Nr. 71 vom 24. 3. 1995) geregelt. Das
spanische Aktiengesetz (Fn. 4) bezieht sich darauf im Art. 266, wobei
das als eine Form der Abwicklung zu verstehen ist; siehe Uria/Men�n-
dez, Comentario al R
gimen Legal de las Sociedades Mercantiles, 2007,
Band XIV, S. 255 ff.

7 Kapitel VIII, Art. 223–259 des spanischen Aktiengesetzes (Fn. 4), die
durch das neue Gesetz 3/2009 aufgehoben worden sind.



allgemeine handelsrechtliche Regelung �ber Struktur�nde-
rung der Gesellschaften handelt, die demgem�ß auf jede Ge-
sellschaft dieser Art anwendbar sein soll, unabh�ngig von
der Form und dem Gesellschaftstyp.

Da es sich um eine recht umfangreiche �nderung handelt,
wird in den Motiven des Gesetzes klargestellt, dass man sich
f�r ein spezifisches Gesetz entschieden hat – so wie es in ei-
nigen anderen EU-L�ndern auch der Fall gewesen sei –, weil
man nicht bloß �nderungen des Handelsgesetzbuches oder
des Aktiengesetzes vornehmen wollte. Dem Gesetzesmotiv
zufolge sind außerdem die verschiedenen Gesetze, die au-
genblicklich das spanische Gesellschaftsrecht regeln, zu
�berarbeiten und insgesamt miteinander abzustimmen.
Diesbez�glich sollen insbesondere Teile des Handelsgesetz-
buches von 1885 ge�ndert werden; in diesem Zusammen-
hang erfolgt in den Endbestimmungen des Gesetzes 3/2009
eine Erm�chtigung an die Regierung, binnen einer Frist von
zw�lf Monaten die ge�nderten Gesetze, welche die Kapital-
gesellschaften betreffen, in einem konsolidierten neuen Text
unter der Bezeichnung „Gesetz �ber Kapitalgesellschaften“
(Ley de Sociedades de Capital) zusammenzufassen mit der
Folge, dass dadurch – wie schon gesagt – Teile des Handels-
gesetzbuchs, des Gesetzes �ber Aktiengesellschaften sowie
des Gesetzes �ber Gesellschaften mit beschr�nkter Haftung
und die b�rsennotierten Aktiengesellschaften neu geregelt
werden sollen.

II. Gesellschafts�nderung – Umwandlung

Dem Gesetz 3/2009 zufolge k�nnen eine eingetragene Han-
delsgesellschaft und auch eine Gesellschaft des B�rgerli-
chen Rechts in jeglichen anderen Typ einer Handelsgesell-
schaft umgewandelt werden. Ebenso kann eine Aktienge-
sellschaft in eine Europ�ische Aktiengesellschaft umgewan-
delt werden, wie auch umgekehrt Letztere in eine spanische
Aktiengesellschaft umgewandelt werden kann. Auch eine
Genossenschaft kann in Handelsgesellschaft umgewandelt
werden (und umgekehrt); dasselbe gilt f�r eine europ�ische
Genossenschaft.

Das Gesetz regelt in Kapitel 2 dieeinzelnen Umwandlungsbe-
schl�sse mit dem Erfordernis einer entsprechenden Unter-
richtungspflicht an die Gesellschafter und mit der Klarstel-
lung, dass eine solche Umwandlung8 die Gesellschafter nicht
von der Erf�llung ihrer Verpflichtungen gegen�ber der Ge-
sellschaft entbindet. Ferner ist zu Gunsten der Gesellschafter,
die nicht f�r einen solchen Umwandlungsbeschluss gestimmt
haben, das Recht vorgesehen, sich gem�ß den Bestimmungen
desGmbH-GesetzesvonderGesellschaft zu trennen.

III. Verschmelzung

In 45 Artikeln wird die Verschmelzung von Handelsgesell-
schaften neu geregelt. Darunter wird ein Vorgang verstan-
den, gem�ß welchem zwei oder mehr eingetragene Handels-
gesellschaften mittels �bertragung ihres Verm�gens als
Ganzes in eine neue oder in eine der bereits bestehenden Ge-
sellschaften eingebracht werden k�nnen.

Die Verschmelzung richtet sich dem Gesetz zufolge f�r die
dem spanischen Recht unterstellten Handelsgesellschaften
gem�ß den neu festgelegten Regeln und f�r Handelsgesell-
schaften ausl�ndischer Herkunft nach den jeweils im Her-
kunftsland geltenden Bestimmungen, und zwar ungeachtet
der Sonderregeln in dem neuen Gesetz hinsichtlich grenz-

�berschreitender Verschmelzungen. Letztendlich richtet
sich die Verschmelzung gegebenenfalls nach dem f�r die
Europ�ischen Aktiengesellschaften geregelten Verfahren9.

Bez�glich einer geplanten Verschmelzung regelt das Gesetz
deren Voraussetzungen im Art. 31; im Art. 34 ist geregelt,
dass dazu notwendigerweise ein Bericht vorzulegen ist, der
von einem oder mehreren eigens daf�r durch das Handelsre-
gister zu ernennenden unabh�ngigen Experten erstellt wird,
der die Gesetzm�ßigkeit des Vorhabens festzustellen hat.
Gleichzeitig wird aber festgelegt, dass dieser Bericht nicht
notwendig ist, sofern die Gesamtheit der stimmberechtigten
Gesellschafter der verschiedenen Gesellschaften, die an der
Verschmelzung teilnehmen, darauf verzichtet.

Die Bewertung der Aktienanteile oder Gesellschaftsanteile
muss unter Zugrundelegung des reellen Verm�genswerts er-
folgen. Was die Verschmelzungsbilanz angeht, sokann essich
um diejenige des zuletzt genehmigten Gesch�ftsjahres han-
deln, sofern das Gesch�ftsjahr innerhalb der sechs Monatevor
demVerschmelzungsprojektabgeschlossen worden ist.

Sollten aufgrund der geplanten Verschmelzung Gesellschaf-
ter unbeschr�nkt f�r die Gesellschaftsschulden haften, so ist
die Zustimmung dieser Gesellschafter f�r die Verschmel-
zung auf jeden Fall notwendig; dieses Zustimmungserfor-
dernis gilt auch f�r die Gesellschafter derjenigen Gesell-
schaften, die aufgel�st werden, sollten diese in der durch die
Verschmelzung entstehenden Gesellschaft pers�nliche Ver-
bindlichkeiten zu �bernehmen haben. �ber die Verschmel-
zung muss eine �ffentliche Urkunde erstellt werden, in wel-
che die Verschmelzungsbilanz aufzunehmen ist.

Handelt es sich bei der Verschmelzung um eine solche, bei
der eine Gesellschaft zu 100% an der/den anderen beteiligt
ist/sind, so wird gem�ß Art. 49 des Gesetzes 3/2009 auf eini-
ge formelle Voraussetzungen verzichtet, insbesondere auf
die Berichte der Verwalter der Gesellschaft und der Exper-
ten in Bezug auf die geplante Fusion; allerdings gilt dieser
Verzicht nicht bei grenz�berschreitenden Verschmelzungen
innerhalb der EU.

Eine neue Regelung ist insbesondere f�r die Aufnahme von
Gesellschaften vorgesehen, bei der die aufnehmende Gesell-
schaft zu mindestens 90% an der/den anderen beteiligt ist.
In diesem Fall wird auf die Expertenberichte �ber die ge-
plante Verschmelzung verzichtet, sofern in dem Verschmel-
zungsvorschlag seitens der aufnehmenden Gesellschaft den
Gesellschaftern der zu verschmelzenden Gesellschaften der
Erwerb ihrer Aktien oder Gesellschaftsanteile innerhalb ei-
ner H�chstfrist von einem Monat zu einem angemessenen
Wert (valor razonable)10 angeboten wird. Auch hier gilt al-
lerdings die Regelung, dass bei grenz�berschreitenden Ver-
schmelzungen innerhalb der EU der Sonderbericht notwen-
dig ist.
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8 Die im bislang geltenden Art. 233 des Aktiengesetzes f�r die Umwand-
lung von offenen Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften
bestehende Regelung, wonach die Haftungsfreistellung nur eintritt, so-
fern die Gl�ubiger ausdr�cklich der Umwandlung zustimmen, wird jetzt
im Art. 11 des Gesetzes 3/2009 durch den Ausdruck „por si solo no libe-
rar�“ ersetzt; d. h. die Umwandlung befreit die Gesellschafter nicht per
se von der Erf�llung ihrer Verpflichtungen gegen�ber der Gesellschaft.

9 Zur �nderung des spanischen Aktiengesetzes siehe oben Fn. 3. Art. 326
regelt die Umwandlung einer bestehenden Aktiengesellschaft spani-
schen Rechts (S.A.) in eine Europ�ische Aktiengesellschaft (SE).

10 Der genannte Begriff des „angemessenen“ Wertes, wurde in Art. 35 des
spanischen Handelsgesetzbuches durch Art. 11 des Gesetzes 16 vom
4. 7. 2007 (B.O.E. Nr. 160 vom 5. 7. 2007) hinsichtlich der in der Ge-
winn- und Verlustrechnung zu ber�cksichtigenden Wert�nderungen ein-
gef�gt und gilt ab 1. 1. 2008.



IV. Grenz�berschreitende EU-Verschmelzungen

Eine neue, spezifische Regelung enth�lt das Gesetz im Ka-
pitel II, Art. 54ff., hinsichtlich der grenz�berschreitenden
Verschmelzungen innerhalb der EU. Darunter werden Ver-
schmelzungen solcher Kapitalgesellschaften verstanden,
die gem�ß der Gesetzgebung eines Staates, der Teil des
Europ�ischen Wirtschaftsraumes ist, gegr�ndet wurden
und deren Sitz, Zentralverwaltung oder haupts�chliche Ge-
sch�ftsaktivit�t sich innerhalb des Europ�ischen Wirt-
schaftsraumes befindet bzw. vollzieht, immer vorausge-
setzt, dass bei einer Verschmelzung von Gesellschaften aus
verschiedenen L�ndern zumindest eine der Gesellschaften,
die verschmolzen werden, der spanischen Gesetzgebung
unterliegt. Als spanische Kapitalgesellschaften, die an
grenz�berschreitenden Verschmelzungen teilnehmen k�n-
nen, z�hlt das Gesetz die Aktiengesellschaft, die Komman-
ditgesellschaft auf Aktien und die GmbH auf. Ausge-
schlossen von dem besonderen Verfahren zu grenz�ber-
schreitenden Verschmelzungen sind solche, an denen eine
Genossenschaft beteiligt ist.

Der gem�ß Art. 60 des Gesetzes 3/2009 notwendigerweise
zu erstellende Bericht der Gesch�ftsleitung bzw. des Verwal-
tungsorgans jeder der Gesellschaften, die an der grenz�ber-
schreitenden Verschmelzung teilnehmen, muss den Gesell-
schaftern und den Arbeitnehmervertretern (oder, sollten
keine Arbeitnehmervertreter vorhanden sein, gegebenen-
falls den Arbeitnehmern selbst) zur Verf�gung gestellt wer-
den, und zwar immer mit einer Frist von mindestens einem
Monat vor Abhaltung der Gesellschafterversammlung, die
�ber das gemeinsame grenz�berschreitende Verschmel-
zungsprojekt beschließen soll. Die Gesellschafterversamm-
lung jeder der an der Verschmelzung beteiligten Gesell-
schaften kann die Durchf�hrung der Verschmelzung von der
Einflussnahme der Arbeitnehmervertreter zu den beschlos-
senen Bestimmungen �ber die Teilnahme der Arbeitnehmer
an der geplanten grenz�berschreitenden Verschmelzung ab-
h�ngig machen (Art. 61)11.

Art. 63 des Gesetzes 3/2009 sieht ausdr�cklich vor, dass die
allgemein f�r die Verschmelzung von Aktiengesellschaften
und Kommanditgesellschaften auf Aktien geltenden Rege-
lungen auch auf Gesellschaften mit beschr�nkter Haftung,
die an einer grenz�berschreitenden Verschmelzung teilneh-
men, anwendbar sind.

Gem�ß Art. 65 und 67 ist eine sog. Kontrollfunktion �ber
die Gesetzm�ßigkeit der Verschmelzung vorgesehen, sofern
es sich um eine Verschmelzung handelt, die dem spanischen
Recht untersteht, wobei in diesem Fall der Handelsregister-
verantwortliche vor Eintragung der Verschmelzung auch die
Gesetzm�ßigkeit des Vorgangs in Bezug auf die Durchf�h-
rung der Verschmelzung und Gr�ndung der neuen Gesell-
schaft oder der �nderungen der aufzunehmenden Gesell-
schaft zu pr�fen hat, ebenso wie die Verabschiedung des
gemeinsamen Verschmelzungsplans der verschiedenen Ge-
sellschaften und gegebenenfalls die Anpassung der Bestim-
mungen zur Einflussnahme der Arbeitnehmer.

Was die Mitwirkung der Arbeitnehmer in den Aktiengesell-
schaften und Europ�ischen Genossenschaften angeht, so
kann die Verschmelzung nicht eingetragen werden, bevor
eine Vereinbarung �ber die Teilnahme der Arbeitnehmer
vorliegt oder die Frist f�r die Verhandlungen dar�ber ohne
Ergebnis abgelaufen ist, außer die zust�ndigen Organe der
an der Verschmelzung beteiligten Gesellschaften haben be-

schlossen, sich direkt den zus�tzlichen Bestimmungen des
bereits genannten Gesetzes 31/2006 vom 18. 10. 2006 zu un-
terwerfen.

Sollte die aus der Verschmelzung hervorgehende Gesell-
schaft ihren Sitz in Spanien haben, so ist ausdr�cklich fest-
gelegt, dass die Mitspracherechte der Arbeitnehmer in der
Gesellschaft sich nach der spanischen Arbeitsgesetzgebung
regeln.

V. Ausgliederung (Spaltung)

Die Ausgliederung richtet sich gem�ß dem neuen Gesetz
grunds�tzlich nach den Bestimmungen �ber die Verschmel-
zung, wobei f�r den Fall einer Ausgliederung, an der Han-
delsgesellschaften ausl�ndischer Herkunft beteiligt sind
oder eine solche durch die Ausgliederung entsteht, sich der
Vorgang entsprechend der Gesetzgebung der Herkunftsl�n-
der regelt. Bez�glich der Europ�ischen Aktiengesellschaft
ist ausdr�cklich vorgesehen, dass diejenigen Bestimmungen
anwendbar sind, die jeweils nach der einschl�gigen Rege-
lung gelten k�nnen12.

Die Ausgliederung kann in Form einer Totalausgliederung,
einer Teilausgliederung oder einer Abtrennung erfolgen:

– Als Totalausgliederung wird die Aufl�sung einer Gesellschaft
unter Aufteilung des gesamten Verm�gens in zwei oder mehr
Teile verstanden, die durch Gesamtrechtsnachfolge auf eine neu
zu gr�ndende Gesellschaft �bertragen oder durch eine bereits
bestehende Gesellschaft aufgenommen werden, wobei dann die
Aktion�re/Gesellschafter gem�ß ihren urspr�nglichen Aktien-
beteiligungen oder sonstigen Anteilsquoten entsprechende Be-
teiligung an der ausgegliederten Gesellschaft erhalten.

– Eine Teilausgliederung liegt vor, wenn die �bertragung durch
Universalnachfolge eines Teils oder mehrerer Teile des Verm�-
gens einer Gesellschaft, die jeweils eine wirtschaftliche Einheit
bildet, auf eine oder mehrere neu zu gr�ndende oder bereits be-
stehende Gesellschaften �bertragen wird, wobei in diesem Fall
die Gesellschafter derjenigen Gesellschaft, die ausgegliedert
wird, eine entsprechende Quote von Aktienbeteiligungen oder
Gesellschaftsanteilen gem�ß ihrer urspr�nglichen Beteiligung
erhalten. Die urspr�ngliche Gesellschaft hat ihr Gesellschafts-
kapital im notwendigen Maß herabzusetzen.

– Unter der Abtrennung (sog. segregaci	n) wird die �bertra-
gung als Ganzes durch Universalrechtsnachfolge eines Teils
oder mehrerer Teile des Verm�gens einer Gesellschaft, welche
jeweils eine wirtschaftliche Einheit bildet, verstanden, das dann
auf eine oder mehrere Gesellschaften �bertragen wird, wobei
im Gegenzug die ausgegliederte Gesellschaft Aktienbeteiligun-
gen oder Anteile der aufnehmenden Gesellschaften erh�lt.

Sollten Verpflichtungen oder Verbindlichkeiten, die durch
eine ausgegliederte Gesellschaft �bernommen worden sind,
nicht erf�llt werden, so haften die anderen berechtigten Ge-
sellschaften gesamtschuldnerisch bis zur H�he des Nettoak-
tivbetrages, der bei der Ausgliederung ihnen jeweils ange-
wachsen ist, und sollte die urspr�ngliche Gesellschaft fort-
bestehen, so haftet sie f�r die Gesamtheit der Verbindlich-
keit.

Fischer, Das spanische Gesetz 3/2009 Heft 7/2009 RIW 437

11 Die sog. „participaci	n“ (Teilnahme) der Arbeitnehmer bezieht sich auf
Informations-, aber gegebenenfalls auch auf gewisse Rechte bez�glich
der Einflussnahme hinsichtlich der Wahl bestimmter Mitglieder des Ver-
waltungs- oder Aufsichtsorgans der Gesellschaft. Durch Gesetz 31/2006
vom 18. 10. 2006 (B.O.E. vom 19. 10. 2006) wurde die Richtlinie 2001/
86/EG des Rates vom 8. 10. 2001 umgesetzt.

12 Ihrer kurzen Fassung nach ist dies eine sehr allgemeine Regelung, die in
der Praxis ganz sicher nicht einfach anzuwenden/auszulegen sein wird.



VI. Globalzession von Aktiva und Passiva

Eine eingetragene Gesellschaft kann ihr Verm�gen in toto
durch Universalrechtsnachfolge an eine oder mehrere Ge-
sellschafter oder Dritte �bertragen gegen eine entsprechende
Gegenleistung, die aber nicht in Aktienbeteiligungen oder
Gesellschaftsanteilen des Erwerbenden bestehen kann. Die
�bertragene Gesellschaft wird aufgel�st, sofern die Gegen-
leistung insgesamt an ihre Gesellschafter erfolgt.

Erfolgt die Globalzession an zwei oder mehr �bernehmende,
so muss jeder Verm�gensteil, der abgetreten wird, eine wirt-
schaftliche Einheit bilden. Handelt es sich bei der abtretenden
und der �bernehmenden Gesellschaft um solche verschiede-
ner Staatsangeh�rigkeit, so richtet sich die Globalzessionvon
Aktiva und Passiva nach ihren jeweiligen Personalstatuten.
Bez�glich der Europ�ischen Aktiengesellschaften wird
knapp festgelegt, dass diejenige Rechtsordnung einschl�gig
ist, die f�r die jeweilige Gesellschaft anwendbar ist13.

F�r die Globalzession sind im Gesetz Bestimmungen �ber
die Erstellung eines Plans zur Globalzession und der diesbe-
z�glich notwendigen Angaben in demselben enthalten. Aus-
dr�cklich wird festgehalten, dass die Verwalter der Gesell-
schaft einen Bericht zu fertigen haben, der eingehend die ge-
plante Globalabtretung zu rechtfertigen hat. Wie auch bei
der Fusion haben die Gl�ubiger ein Einspruchsrecht inner-
halb eines Monats; die Frist beginnt ab der letzten vorge-
schriebenen Ver�ffentlichung des Beschlusses.

Bei der Globalzession haftet der �bernehmende f�r die sei-
tens der abgetretenen Gesellschaft nicht erf�llten Verpflich-
tungen bis zur H�he der Nettoaktiva, die ihm jeweils zuge-
wachsen sind, und gegebenenfalls die Gesellschafter der ab-
getretenen Gesellschaft bis zur H�he desjenigen, was sie als
Gegenleistung f�r die Abtretung erhalten haben; schließlich
haftet auch die Gesellschaft, falls sie nicht aufgel�st worden
ist, selbst f�r die Gesamtheit der Verbindlichkeiten. Diese
Haftung verj�hrt in f�nf Jahren.

VII. Internationale Sitzverlegung des
Gesellschaftssitzes

In zw�lf weiteren Artikeln wird der sicher in der Praxis nicht
einfach abzuwickelnde Vorgang der internationalen Sitzver-
legung neu geregelt. Als Grundsatz ist f�r eine in Spanien
eingetragene Gesellschaft festzuhalten, dass die Sitzverle-
gung ins Ausland nur m�glich ist, wenn der andere Staat, in
dessen Staatsgebiet der Sitz verlegt wird, die Aufrechterhal-
tung der Rechtspers�nlichkeit der Gesellschaft zul�sst. Hin-
gegen k�nnen ins Ausland keine Sitzverlegungen von in Li-
quidation befindlichen Gesellschaften oder solchen Gesell-
schaften, �ber die das Insolvenzverfahren er�ffnet wurde,
vorgenommen werden.

Im umgekehrten Fall, d.h. bei der Sitzverlegung einer Ge-
sellschaft, die im Ausland gem�ß den Bestimmungen des
anderen Staates, der Teil des Europ�ischen Wirtschaftsrau-
mes ist, gegr�ndet wurde, wird die Rechtspers�nlichkeit der
Gesellschaft durch diese Sitzverlegung nach Spanien gem�ß
dem neuen Gesetz nicht ber�hrt. Sie muss allerdings die Vo-
raussetzungen erf�llen, die vom spanischen Recht f�r die
Gr�ndung einer Gesellschaft des gleichen Typs vorgeschrie-
ben sind, es sei denn, die in Spanien g�ltigen internationalen
Abkommen w�rden etwas anderes bestimmen. Insbesondere
stellt das Gesetz klar, dass bez�glich derjenigen ausl�ndi-
schen Kapitalgesellschaften, die ihren Sitz aus einem Staat,

der nicht Teil des Europ�ischen Wirtschaftsraumes ist, nach
Spanien verlegen wollen, der Bericht eines unabh�ngigen
Sachverst�ndigen vorliegen muss, der feststellt, dass das
Nettoverm�gen der Gesellschaft das nach spanischem Recht
erforderliche Mindestkapital erf�llt14.

Bez�glich der Sitzverlegung einer spanischen Gesellschaft
ins Ausland regelt das Gesetz die einzelnen Schritte. Die
Verwalter der Gesellschaft m�ssen einen Bericht �ber die
verschiedenen Aspekte der Sitzverlegung abfassen und un-
terzeichnen. Der Bericht enth�lt zwingend Angaben zur Fir-
ma der Gesellschaft und zum neuen Gesellschaftssitz, zur
Satzung, die nach der Sitzverlegung gelten soll, und zur
eventuell neuen Firma, zum Zeitrahmen f�r die Sitzverle-
gung sowie weitere Angabe bez�glich der Rechte, die f�r
den Schutz der Gesellschafter und Gl�ubiger sowie der Mit-
arbeiter vorgesehen sind. Dieser Bericht zur Sitzverlegung
muss beim zust�ndigen Handelsregister in Spanien hinter-
legt werden. Unabh�ngig davon m�ssen die Verwalter einen
Bericht erstellen, in dem eingehend die rechtlichen und wirt-
schaftlichen Grundlagen der geplanten Sitzverlegung erl�u-
tert werden sowie etwaige Folgen15 f�r die Gesellschafter,
die Gl�ubiger und die Mitarbeiter.

Die Sitzverlegung in einen anderen Staat muss notwendiger-
weise durch die Hauptversammlung genehmigt werden; die
Einberufung zur Hauptversammlung ist im spanischen
Staatsanzeiger und in einer Tageszeitung der Provinz, in
dem die Gesellschaft ihren Sitz hat, zu ver�ffentlichen, und
zwar mit einer Vorausfrist von zwei Monaten vor Abhaltung
der Hauptversammlung. Sollten Gesellschafter gegen den
Sitzverlegungsbeschluss ins Ausland gestimmt haben, k�n-
nen sie sich gem�ß den f�r die Gesellschaft mit beschr�nkter
Haftung geltenden Vorschriften von der Gesellschaft tren-
nen16. Die Gl�ubiger, deren Forderungen vor dem Datum der
Ver�ffentlichung der geplanten Sitzverlegung ins Ausland
entstanden sind, k�nnen der Sitzverlegung gem�ß den Rege-
lungen f�r die Verschmelzung widersprechen.

Entsprechend den beim spanischen Handelsregister vorlie-
genden Daten und der �ffentlichen Urkunde �ber die Sitzver-
legung, die auch dem Handelsregister vorzulegen ist, be-
scheinigt dieses die Erf�llung aller Voraussetzungen f�r die
Durchf�hrung der Sitzverlegung, wobei nach Ausstellung
dieser Bescheinigung dann eine Sperre im Handelsregister
f�r weitere Eintragungen eintritt. Die Wirksamkeit der Sitz-
verlegung ins Ausland und damit die �nderung des Gesell-
schaftsvertrags oder der Satzung treten in Kraft ab dem Da-
tum, zu dem die Gesellschaft in das Register des neuen
Gesellschaftssitzes eingetragen ist. Gegen Vorlage der Be-
scheinigung dieses Registers beim spanischen Handelsregis-
ter des fr�heren Gesellschaftssitzes und der Vorlage der Ver-
�ffentlichungen der neuen Eintragung im Anzeiger des
zust�ndigen Handelsregisters und einer Tageszeitung erfolgt
die L�schung der Eintragung im spanischen Handelsregister.
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13 Erneut eine Regelung, die an sich selbstverst�ndlich ist, aber in der
Praxis ganz sicher auch zu schwierigen Auslegungsproblemen f�hren
k�nnte.

14 Es wird nichts dar�ber gesagt, wer der unabh�ngige Pr�fer sein muss
bzw. welche Bef�higung er hat und insbesondere auch nicht, ob es sich
um einen in Spanien zugelassenen Pr�fer handeln muss, aber es ist m. E.
wohl davon auszugehen, dass das mit dieser Bestimmung gemeint ist.

15 Auch bez�glich der „Folgen“ f�r die Gesellschafter, Gl�ubiger und Ar-
beitnehmer wird nichts Konkretes geregelt, und es wird daher sicher zu
unterschiedlichen Auslegungen seitens der verschiedenen Handelsregis-
ter kommen.

16 Art. 95 ff. des genannten spanischen GmbH-Gesetzes (Ley 2/1995 vom
23. 3. 1995).



Bu, China: Wettbewerbsverbote f�r Manager Heft 7/2009 RIW 439

VIII. Zusatzbestimmungen des Gesetzes

In der Ersten Zusatzbestimmung erfolgt die sehr allgemeine
und nicht als pr�zise zu bezeichnende Festlegung, dass alle
im Gesetz 3/2009 vorgesehenen Regelungen die nach der
spanischen Arbeitsgesetzgebung bestehenden Unterrich-
tungsrechte der Mitarbeiter unber�hrt lassen. Ferner wird
f�r den Fall, dass durch eine in diesem Gesetz vorgesehene
m�gliche Struktur�nderung eine �nderung bei der Inhaber-
schaft des Unternehmens, des Arbeitszentrums oder einer
Produktionseinheit eintritt, festgelegt, dass diesbez�glich
die Bestimmungen des Gesetzes �ber das Arbeitnehmersta-
tut (= das spanische Arbeitsgesetzbuch) anwendbar sind. Es
handelt sich, wie gesagt, um eine �ußerst allgemeine Vor-
schrift, deren Folgen in Bezug auf die Durchf�hrbarkeit ei-
ner eventuellen Sitzverlegung noch einer n�heren Regelung
bed�rfen.

IX. Endbestimmungen des Gesetzes

Da – wie bereits ausgef�hrt – gewisse Bestimmungen des
Aktiengesetzes und des GmbH-Gesetzes aufgehoben wer-
den, folgen in diesem Abschnitt Neuregelungen des Aktien-
gesetzes und des GmbH-Gesetzes, die aber wohl insofern
als provisorisch zu bezeichnen sind, als gem�ß der bereits
genannten Siebten Endbestimmung (dazu oben I.) die Re-
gierung innerhalb einer Frist von zw�lf Monaten die drei
Gesetze in ein sog. Gesetz �ber Kapitalgesellschaften �ber-
f�hren sollen. Die vorliegend neu geregelten Punkte bezie-
hen sich auf technische Einzelheiten der Abwicklungsvor-
g�nge, auf die hier nicht im Einzelnen eingegangen werden
soll.

Die Dritte Endbestimmung statuiert �nderungen des noch
relativ jungen Gesetzes 31/2006 vom 18. 10. 200617 �ber die
Teilnahme der Arbeitnehmer in den Europ�ischen Aktienge-

sellschaften und Genossenschaften. Hier werden einzelne
Aspekte der Mitwirkung der Arbeitnehmer in Gesellschaf-
ten, die aus transnationalen Verschmelzungen (aber inner-
halb der EU) entstanden sind, geregelt. In diesem Zusam-
menhang sei festgestellt, dass davon nur Gesellschaften be-
troffen sind, die mehr als 500 Mitarbeiter haben. In einem
solchen Fall wird das Verfahren f�r Verhandlungen �ber die
eventuellen Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer bei der
Abwicklung und Durchf�hrung von Fusionen geregelt. Die
genaue Darlegung der einzelnen Voraussetzungen bzw. Fol-
gen w�rde den Rahmen dieser Ver�ffentlichung sprengen,
weshalb hier auf weitere Ausf�hrungen verzichtet wird.

Gem�ß der Achten Endbestimmung trat das Gesetz drei Mo-
nate nach Ver�ffentlichung im spanischen Staatsanzeiger18

in Kraft, allerdings mit Ausnahme der Bestimmungen zu
den grenz�berschreitenden Verschmelzungen innerhalb der
EU, die am Tage nach der Ver�ffentlichung in Kraft getreten
sind.

Professor Dr. Yuanshi Bu, LL.M. (Harvard), Freiburg i. Br.

Wettbewerbsverbote f�r Manager und
Gesellschafter im chinesischen
Gesellschafts- und Investitionsrecht

Die Frage, ob Manager oder Gesellschafter einem
Wettbewerbsverbot gegen�ber ihrer Gesellschaft un-
terstehen, ist in China nur l�ckenhaft geregelt. Dabei
muss auch noch einmal zwischen Gesellschaften mit
ausl�ndischer Kapitalbeteiligung und „rein chinesi-
schen“ Gesellschaften differenziert werden. �ber-
dies ist zu beachten, dass vertragliche Wettbewerbs-
klauseln einer Rechtm�ßigkeitskontrolle anhand des
2008 reformierten Kartellrechts unterliegen k�nnen.
Der folgende Beitrag beleuchtet die einschl�gigen
Regelungen und weist auf rechtliche Unsicherheiten
hin.

I. Einleitung

Danone und Wahaha, zwei f�hrende Getr�nkehersteller auf
dem chinesischen Markt, streiten seit 2005 miteinander �ber
ihre Gemeinschaftsunternehmen in China.1 Einen zentralen
Streitpunkt stellen die Wettbewerbsverbote der Vorstands-
mitglieder der Joint-Ventures (JV) sowie zwischen den JVs
und den beiden JV-Partnern – Danone und Wahaha – dar. Al-
lein �ber diesen Punkt wurden insgesamt ein Dutzend Kla-
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17 Siehe oben Fn. 11.
18 Diese ist am 4. 4. 2009 erfolgt.

1 Wagner, Staatsfeind Nr. eins, Der SPIEGEL 34/2007; Joint Ventures in
China, The Economist vom 19. 4. 2007; Wenig zu lachen f�r Danone
Probleme mit Joint Ventures in China, NZZ vom 5. 7. 2007.




